
Einsteiger der Woche

D ie Wirtschaftskanzlei Baker
McKenzie baut seine Corpora-

te/M&A-Praxis gezielt weiter aus
und setzt dabei auf Wachstum aus
den eigenen Reihen: Klara Kastner
ist seit März als Rechtsanwältin in
der Corporate/M&A-Praxisgruppe
tätig. Bereits seit 2020 Teil des
Teams, bringt sie umfassende Ex-
pertise in den Bereichen M&A-
Transaktionen, Private Equity, Re-
organisationen und Kapitalmarkt-
transaktionen mit.

Ö sterreichs Top-Vergaberechts-
kanzlei, Schiefer Rechtsan-

wälte, baut ihre Expertise in den
Bereichen Digitalisierung und IT-
Recht mit dem Rechtsanwaltsan-
wärter Adrian Emminger weiter
aus. Mit ihm gewinnt die Kanzlei ei-
nen weiteren erfahrenen Spezialis-
ten für IT-Recht, Digitalisierung so-
wie Förderungs- und Haushalts-
recht. Zuvor war Emminger in der
öffentlichen Verwaltung im Bun-
deskanzleramt, im Bundesministe-

rium für Finanzen sowie im Bun-
desministerium für Digitalisierung
und Wirtschaftsstandort tätig. 

D ie SAXINGER Rechtsanwalts
GmbH freut sich, die Beförde-

rung von Simon Burgstaller be-
kannt zu geben. Er wird das Team
am Standort Linz künftig in seiner
neuen Rolle als Counsel unterstüt-
zen. Bereits seit März 2020 ist er als

Rechtsanwaltsanwärter am Stand-
ort Linz tätig.

Event der Woche

M it einem neuen Finanzbil-
dungsprojekt sorgt die Kam-

mer der Steuerberater:innen und
Wirtschaftsprüfer:innen für mehr
Steuer- und Finanzwissen bei 14-
bis 19-jährigen Schüler:innen. Wo-
zu dienen Steuern eigentlich? Was

sind die wichtigsten Steuern, die in
Österreich eingehoben werden?
Und was finanziert der Staat damit?
Viele Jugendliche und junge Er-
wachsene können Fragen wie diese
nicht oder kaum beantworten. Auf
www.taxheroes.at warten Infotex-
te, Videos, Präsentationen, ein Pod-
cast und Arbeitsblätter rund um
das Thema Steuern. Das erlernte
Wissen kann dann gleich in einem

interaktiven Quiz angewandt wer-
den. Und wer das Lernquiz erfolg-
reich absolviert hat, bekommt ein
personalisiertes Zertifikat. Für das
Projekt verantwortlich zeichnet
Kristina Weis, Berufsgruppenob-
frau der Wirtschaftsprüfer:innen.

D ie Kanzlei DORDA freut sich
bekannt zu geben, dass Mana-

ging Partner Axel Anderl bei den
diesjährigen Lexology European
Awards 2025 als „Telecoms, Media
& Entertainment, Internet & e-
Commerce Lawyer of the Year“ aus-
gezeichnet wurde. Die Lexology
European Awards zeichnen die bes-
ten Anwälte Europas in verschiede-
nen Rechtsbereichen aus.

Branchen-News aus der Welt des Rechts
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Wien. Nun ist also der „Methusalem“ der öster-
reichischen Wirtschaftsstrafprozesse mit
rechtskräftigen Schuldsprüchen in den wesent-
lichen Anklagepunkten zu Ende gegangen. Zur
Schuldfrage kann ein Außenstehender ohne
Kenntnis des Aktes nicht seriös Stellung be-
ziehen – sie ist gerichtlich geklärt. Hier soll der
Blick vielmehr darauf gerichtet werden, was
gemäß dem Linzer Strafrechtsprofessor Alois
Birklbauer einen „schalen Nachgeschmack“
hinterlässt: die Verneinung der Befangenheit
der die Hauptverhandlung leitenden Richterin.

Der Ausgangssachverhalt ist bekannt: Der
Ehemann der Richterin, selbst Richter, hatte in
Tweets den Hauptangeklagten Karl-Heinz Gras-
ser rund um die Anklagevorwürfe massiv ange-
griffen und mehr oder weniger unverhohlen ins
Gefängnis gewünscht. Dafür wurde er auch dis-
ziplinarrechtlich verurteilt. Die vorsitzende
Richterin entschied – eine Besonderheit des ös-
terreichischen Strafprozesses – selbst über ihre
Befangenheit und verneinte diese. Dagegen
kann sich ein Angeklagter erst mit dem Rechts-
mittel gegen das Endurteil (z. B. Nichtigkeitsbe-
schwerde) wehren, mitunter erst nach Jahren.

Es ist unstrittig, dass die Befangenheit eines
Richters nicht erst dann anzunehmen ist, wenn
er tatsächlich Prozesshandlungen setzt, die
eine Voreingenommenheit erkennen lassen. Es
geht vielmehr – und das kann nicht oft genug
betont werden, weil es anscheinend auch in in-
formierten Kreisen und z. B. unter hochkarä-
tigen Journalisten nicht und nicht einsickern
will – um den Anschein der Befangenheit. Maß-
gebend ist, welchen Eindruck ein unbefan-
gener Durchschnittsbetrachter aus einem be-
stimmten Sachverhalt gewinnen muss und ob
dieser Betrachter daraus schließen kann, die
betreffende Person könnte befangen agieren. 

Keine „Firewall im Schlafzimmer“

Im konkreten Fall ist – und da muss dem Prä-
sidenten des Obersten Gerichtshofes (OGH) wi-
dersprochen werden, der in der „Zeit im Bild“
am 25. März so argumentierte – nicht von Be-
lang, dass „heutzutage eine Frau nicht mehr
einfach das tut, was der Mann sagt“. Der Fall
wäre bei vertauschten Geschlechterrollen ge-
nauso zu beurteilen. Es kommt vielmehr darauf
an, dass ein unbefangener Betrachter niemals
davon ausgehen wird, dass zwei Ehepartner
(sofern sie nicht voneinander getrennt sind)
nicht über den besagten Prozess laufend mitei-
nander Gespräche führen würden, wenn fest-
steht, dass dieser Prozess einen der beiden Ehe-
partner die nächsten Jahre (!) mehr oder we-
niger ständig beschäftigen wird. Anders ausge-
drückt: Hier den Anschein der Befangenheit zu
verneinen, hieße der weltfremden Vorstellung
anzuhängen, es gäbe auch in solchen Fällen
eine Art „Firewall im Schlafzimmer“. Wesent-

lich ist auch, dass der voreingenommene Ehe-
mann der Ausbildungsrichter der Verhand-
lungsrichterin war und deshalb zumindest an-
genommen werden kann (auch hier reicht der
Anschein), seine vorgefasste negative Meinung
über den Hauptangeklagten könnte auf seine
Frau einen gewissen Einfluss haben. 

Wie schwer die Umsetzung dieser festge-
fügten Grundsätze auch mit der Materie Ver-
trauten fällt, zeigen diverse Reaktionen auf
Grassers Verurteilung deutlich. Es ist für die Be-
urteilung der Befangenheit unerheblich, ob die
Richterin das Verfahren höflich und gegenüber
den Angeklagten respektvoll führte. Eine im
Vorhinein gegebene Befangenheit im Sinn des
Anscheins einer solchen kann nicht im Nachhi-
nein durch die Prozessleitung beseitigt werden. 

Deshalb ist es auch bizarr, wenn zuletzt
mehrfach hervorgehoben wurde, dass die An-
geklagten und Grassers Verteidiger sich bei der
vorsitzenden Richterin für die Verhandlungs-

führung bedankt hätten. Hier muss auch Fol-
gendes bedacht werden: Eine Richterin, gegen
die der Vorwurf der Befangenheit im Strafver-
fahren erhoben und die mittels eigener Beur-
teilung diese Befangenheit verneint hat, wird –
eine gewisse soziale Intelligenz vorausgesetzt –
alles dafür tun, durch den Verhandlungsstil
den Vorwürfen möglichst keine weitere Nah-
rung zu geben. Alles andere wäre lebensfremd. 

Damit wird aber das Problem nicht besei-
tigt. Denn gerade dann, wenn eine Richterin
oder ein Richter tatsächlich befangen sein
sollte (worauf es, wie gesagt, gar nicht an-
kommt), sind die richterlichen Möglichkeiten
weitreichend, diese Befangenheit zum Nachteil
des Angeklagten im Urteil „auszuleben“. Und
das gilt ganz besonders im schöffengerichtli-
chen Strafverfahren, wo die Beweiswürdigung
des Erstgerichts vom OGH nicht oder nur ganz
eingeschränkt überprüft werden kann. Über-
spitzt ausgedrückt: Vorsitzende können bei

entsprechender Fachkompetenz und sozialer
Intelligenz Verfahren atmosphärisch so führen,
dass auch während 168 Prozesstagen nichts von
Befangenheit in der Luft liegt, und dennoch –
im Falle einer tatsächlich gegebenen Befangen-
heit (die niemand erkennt) – durch eine bei
handwerklich solidem Vorgehen so gut wie
nicht überprüfbare Beweiswürdigung eine Ver-
urteilung erreichen, die mit hoher Wahrschein-
lichkeit auch vor dem OGH Bestand hat. 

Nicht zuletzt deshalb wäre es dringend von-
nöten, das Verfahren über die Entscheidung
der Befangenheit von Richtern im Strafver-
fahren zu reformieren, die Entscheidung da-
rüber dem Verhandlungsrichter aus der Hand
zu nehmen (d. h. ihn wie im Zivilverfahren auf
eine Stellungnahme dazu zu beschränken) und
einem Dreier-Senat zu übertragen, der die
damit verbundenen, in aller Regel nicht kom-
plexen Fragen rasch entscheiden kann.

Lob von oben für die Erstrichterin

Denn eines hat der „Grasser-Prozess“ ein-
drucksvoll gezeigt: Es ist offenbar sogar von
Höchstrichtern zu viel verlangt, in der Frage
der Richter-Befangenheit sich vom „hindsight
bias“ (Rückschaufehler, Überschätzung der
Vorhersagbarkeit eines Ereignisses im Rück-
blick) frei zu machen und notfalls in Kauf zu
nehmen, unter simpler Anwendung der an sich
unstrittigen Grundsätze zur Befangenheit ein
millionenteures, jahrelanges Verfahren neu
aufzurollen. Wie anders soll das ausdrückliche
(und eher ungewöhnliche) Lob der Senatsvor-
sitzenden betreffend die Verhandlungsführung
der Erstrichterin erklärt werden? Kein Vertei-
diger hat meines Wissens mangelnde Fairness
des Verfahrens mit parteiischer Verhandlungs-
führung begründet. Vielleicht hat der Senat –
natürlich ohne es zu sagen – Folgendes über-
legt: Müsste das Verfahren wegen Befangenheit
neu aufgerollt werden, würde es mit hoher
Wahrscheinlichkeit erneut mit einem Schuld-
spruch enden; dann aber weitere fünf Jahre
später mit der Konsequenz, dass aus EMRK-
Gründen die Strafe nochmals herabzusetzen
und dann kaum noch schuldangemessen wäre. 

Das zeigt aber nur die Notwendigkeit einer
gesetzlichen Änderung. Ganz unabhängig von
der generellen Einschätzung des Ergebnisses
dieses Monsterprozesses ist zu wünschen, dass
der EGMR in Straßburg dieses Thema aufgreift,
seine Kritik an der geschilderten Vorgangs-
weise äußert und hoffentlich auch die dringend
notwendige Reform des Verfahrens zur Fest-
stellung der Befangenheit von Richtern im
Strafverfahren anregt. Es wäre ein rechtsstaat-
lich bedeutsamer Puzzlestein.

Georg Schima ist Rechtsanwalt in Wien, Hon.-Prof. an

der WU Wien für Unternehmens- und Arbeitsrecht und
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Gastkommentar. Die Reaktionen auf die Verurteilung von Ex-Finanzminister Grasser zeigen: Das Problem des Anscheins

einer Befangenheit der vorsitzenden Richterin wurde weithin verkannt. Der OGH sah sich möglicherweise im Dilemma.

Befangenheit früher
im Prozess klären

VON GEORG SCHIMA

Richterin Marion Hohenecker führte den Prozess gegen Grasser vorbildlich. APA/Hochmuth


